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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. November 1970 

1/4 (IV/1) - 68070 -E 01 7/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 

mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsver- 
trägen der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Finanzpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates 

- zur vorherigen Festsetzung der Abschöpfung bei der Ein- 
fuhr von Olivenöl 

- über den Pauschbetrag für nichtraffiniertes Olivenöl, das 
vollständig in Griechenland erzeugt wurde und aus die- 
sem Land unmittelbar in die Gemeinschaft befördert wird 

- zur Festsetzung der monatlichen Zuschläge zum Markt- 
richtpreis, zum Interventionspreis und zum Schwellen- 
preis für Olivenöl im Wirtschaftsjahr 1970/1971 

- zur Festsetzung des Schwellenpreises für Olivenöl für 
das Wirtschaftsjahr 1970/1971 

- zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2132/69 über 
die Beihilfe für Olivenöl. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 13. Oktober 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 
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Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung der Kommissionsvor- 
schläge durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information werden gleichzeitig die von der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen über- 
mittelten Begründungen beigefügt. 


Brandt 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur vorherigen Festsetzung der Abschöpfung bei der Einfuhr 

von Olivenöl 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 1 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung Nr. 1253/70 2 ), 
insbesondere auf Artikel 16 Absatz 1 , 

gestützt auf die Verordnung Nr. 162/66/EWG des 
Rates vom 27. Oktober 1966 über den Handel mit 
Fetten zwischen der Gemeinschaft und Griechen- 
land : *), insbesondere auf Artikel 8, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 16 der Verordnung Nr. 136/66/EWG sieht 
die Möglichkeit der vorherigen Festsetzung der Ab- 
schöpfung bei der Einfuhr von Olivenöl vor und 
bestimmt, daß der Rat die erforderlichen Durch- 
führungsbestimmungen erläßt. 

Angesichts der Handelsgepflogenheiten auf dem 
Weltmarkt für Olivenöl kann der Zeitraum für die 
vorherige Festsetzung auf den Zeitraum begrenzt 
werden, der benötigt wird, um es den Importeuren 
zu ermöglichen, ihre Einfuhren in Kenntnis des 
Selbstkostenpreises des eingeführten Erzeugnisses 
vorzunehmen. 

Damit der Umfang der Anträge auf vorherige 
Festsetzung der Abschöpfung beurteilt werden kann, 
um etwaige Schutzmaßnahmen anzuwenden, ist eine 
Frist zwischen der Stellung des Antrages auf vor- 
herige Festsetzung und seiner Bewilligung vorzu- 
sehen. 

Um Spekulationen zu verhindern, die sich aus den 
Schwankungen der Abschöpfung ergeben können, 
ist es zweckmäßig, die Stellung einer Kaution vor- 
zusehen, wodurch gewährleistet werden soll, daß 
die Einfuhr innerhalb der bewilligten Frist erfolgt - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Für die in Artikel 1 Absatz 2 Teil c) der Verordnung 
Nr. 136/66/EWG genannten Erzeugnisse wird auf 
Antrag des Berechtigten, den dieser gleichzeitig mit 
dem Antrag auf Erteilung der Einfuhrlizenz zu 
stellen hat, die am Tag der Beantragung der Ein- 
fuhrlizenz geltende und nach Maßgabe des am Tag 
der Einfuhr geltenden Schwellenpreises berichtigte 
Abschöpfung angewandt, sofern die Einfuhr späte- 
stens am fünfundvierzigsten Tag nach dem Tag er- 
folgt, an dem die Einfuhrlizenz ausgestellt wurde. 

Unbeschadet der Anwendung des Artikels 20 der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG und des Artikels 6 der 
Verordnung Nr. 162/66/EWG wird dem Antrag auf 
vorherige Festsetzung der Abschöpfung nach Ab- 
lauf einer Frist von drei Werktagen nach seinem 
Eingang stattgegeben. 

Artikel 2 

Die Annahme des Antrages auf vorherige Fest- 
setzung der Abschöpfung ist mit der Stellung einer 
Kaution verbunden, die ganz oder teilweise ver- 
fällt, wenn die Einfuhr - außer im Falle höherer 
Gewalt - nicht innerhalb der in Artikel 1 genannten 
Frist vorgenommen wird. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. November 1970 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 1. Juli 1970, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 197 
vom 29. Oktober 1966, S. 3393/66 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die mit Verordnung Nr. 19/69 des Rates vom 
20. Dezember 1968 l ) erlassenen Bedingungen zur 
vorherigen Festsetzung der Abschöpfung bei der 
Einfuhr von Olivenöl wurden für das Wirtschafts- 
jahr 1969/70 beibehalten. 

2. Die insbesondere während des vergangenen 
Wirtschaftsjahres gemachten Erfahrungen zeigen, 
daß die Interessierten nur selten von der Mög- 
lichkeit der vorherigen Festsetzung der Ab- 
schöpfung Gebrauch machen; so wurden bei 
weniger als 40 °/o der Anträge auf Importlizenzen 
der Antrag auf vorherige Festsetzung gestellt. 

Der Hauptgrund ist wohl darauf zurückzuführen, 
daß die Interessierten befürchten, die Einfuhr in 
den 30 Tagen der für die vorherige Festsetzung 
vorgesehenen Gültigkeitsdauer nicht durchführen 
zu können. Dies hatte den Verlust der gestellten 
Kaution in Höhe von 4 RE/100 kg zur Folge. 

Die Verlängerung der Gültigkeitsdauer um eine 
ausreichende Anzahl von Tagen, die diese Un- 
sicherheit der Importeure beseitigen wird, dürfte 
auch nicht das Risiko einer Marktstörung hervor- 
rufen. 

Es wird daher vorgeschlagen, die Gültigkeits- 
dauer der vorherigen Festsetzung der Ab- 
schöpfung für Olivenöl von 30 auf 45 Tage zu 
verlängern. 

3. Gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 19/69 ist der Antrag auf vorherige Fest- 
setzung der Abschöpfung mit der Stellung einer 
Kaution verbunden. In der Absicht einer Har- 
monisierung mit den Bestimmungen hinsichtlich 
der Stellung einer Kaution für Einfuhrlizenzen, 
die als Nachweis über die vorherige Festsetzung 
dienen, wird vorgeschlagen, die Annahme der 
vorherigen Festsetzung der Abschöpfung mit der 
Stellung einer Kaution zu verbinden. 

i) J. O. Nr. L 3 du 7. Januar 1969, p. 3 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über den Pauschbetrag für nichtraffiniertes Olivenöl, das voll- 
ständig in Griechenland erzeugt wurde und aus diesem Land 
unmittelbar in die Gemeinschaft befördert wird 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaft, gestutzt auf die Verordnung 
Nr. 162 66/ EWG des Rates vom 27. Oktober 1966 
über den Handel mit Fetten zwischen der Gemein- 
schaft und Griechenland *), insbesondere auf Artikel 
3 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Im Vorgriff auf die Harmonisierung der Agrar- 
politik ist eine Ausweitung des Handels mit Oliven- 
öl zwischen der Gemeinschaft und Griechenland zu 
gewährleisten, wobei das Olivenölangebot auf dem 
griechischen Markt und dem Markt der Gemeinschaft 
sowie die Absatzmöglichkeiten für dieses Erzeugnis 
zu berücksichtigen sind. 

Der Pauschbetrag muß unter Berücksichtigung des 
derzeitigen Volumens des Handels zwischen der 
Gemeinschaft und Griechenland und der voraus- 
sichtlichen Entwicklung auf diesen beiden Märkten 
festgesetzt werden. 

Der Pauschbetrag muß einen ausreichenden Pro- 
zentsatz des Marktrichtpreises ausmachen, um dem 
griechischen Olivenöl auf dem Markt der Gemein- J 
schaft eine Präferenz gegenüber Olivenöl aus dritten j 
Ländern zu sichern; der Pauschbetrag muß jedoch 
so festgesetzt werden, daß die Erzielung des Markt- 
richtpreises für die Gemeinschaftserzeugung nicht 
behindert wird. 


Der für die vorangegangenen Wirtschaftsjahre, 
in denen die Preise auf dem griechischen Markt die 
Ausfuhr von Olivenöl aus diesem Land in die Ge- 
meinschaft ermöglicht haben, festgesetzte Pausch- 
betrag, hat dieses Präferenz gewährleistet, ohne daß 
sich beim Absatz der Genie inschaftserzeugung 
Schwierigkeiten ergeben hätten. Dieser Betrag ist 
daher auch im Wirtschaftsjahr 1970/1971 beizube- 
halten. 

Die in Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung Nr. 
162 66/ EWG vorgesehene Konsultation Griechen- 
lands hat stattgefunden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

A r 1 i k e I 1 

Der in Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung Nr. 
162/66/ EWG vorgesehene Pauschbetrag wird für das 
Wirtschaftsjahr 1970/1971 auf 0,5 Rechnungsein- 
heiten je 100 kg eingeführte Ware festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. November 1970 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

ö Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 197 
vom 29. Oktober I960, S. 3393 '66 


Geschehen zu Luxemburg, am 


lm Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Verordnung Nr. 162/66/EWG des Rates über 
den Handel mit Fetten zwischen der Gemeinschaft 
und Griechenland sieht in Artikel 3 vor, daß die 
Abschöpfung für die Einfuhren von nicht raffi- 
niertem Olivenöl, das vollständig in Griechen- 
land erzeugt wurde und aus diesem Land un- 
mittelbar in die Gemeinschaft befördert wird, um 
einen Pauschbetrag verringert wird, dessen Höhe 
jährlich vom Rat nach Konsultation Griechen- 
lands festgesetzt wird. Dieser Betrag wurde für 
das Wirtschaftsjahr 1966/1967 (Verordnung Nr. 
162/66/EWG), für das Wirtschaftsjahr 1967/68 
(Verordnung Nr. 791 /67/EWG), für das Wirt- 
schaftsjahr 1968/1969 (Verordnung (EWG) Nr. 
1703/68) sowie für das Wirtschaftsjahr 1969/1970 
(Verordnung (EWG) Nr. 21 19 69) auf 0,5 Rech- 
nungseinheiten je 100 kg festgelegt. 

Ln den obengenannten drei ersten Wirtschafts- 
jahren war die Entwicklung der Olivenölein- 
fuhren aus Griechenland in die Gemeinschaft 
positiv, ohne daß sich beim Absatz der Gemein- 
schaftserzeugung Schwierigkeiten ergeben hätten. 

2. Im Wirtschaftsjahr 1969/1970 sind die Olivenöl- 
einfuhren aus Griechenland in die Gemeinschaft 
stark zurückgegangen. 

Dies ist darauf zurückzuführen, daß im letzten 
Wirtschaftsjahr die Preise auf dem griechischen 
Markt insbesondere aufgrund der niedrigen Er- 
zeugung Griechenlands in diesem Wirtschafts- 
jahr über dem Schwellenpreis der Gemeinschaft 
lagen. 

Es ist daher nicht erforderlich, den Pauschbetrag 
zu ändern, der für das Wirtschaftsjahr 1970 1971 
auf der Höhe von 0,5 Rechnungseinheiten je 
100 kg beibehalten werden kann. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung der monatlichen Zuschläge zum Marktrichtpreis, 
zum Interventionspreis und zum Schwellenpreis für Olivenöl 
im Wirtschaftsjahr 1970/1971 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt duf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, gestützt auf die 
Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rates vom 22. 
September 1966 über die Errichtung einer gemein- 
samen Marktorganisation für Fette 1 ), zuletzt geän- 
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1253/70 2 ), 
insbesondere auf Artikel 9, auf Vorschlag der Kom- 
mission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 9 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
hat der Rat für das Wirtschaftsjahr 1970/1971 den 
Betrag festzusetzen, um den der Marktrichtpreis, der 
Interventionspreis und der Schwellenpreis für 
Olivenöl vom 1. Januar 1971 an zehn Monate lang 
monatlich erhöht werden-, dieser Betrag muß für 
die drei Preise gleich sein. 

Für das Wirtschaftsjahr 1970/1971 hat der Rat 
beschlossen, die Richtpreise und den Interventions- 
preis für Olivenöl auf dem gleichen Niveau wie im 
vorangegangenen Wirtschaftsjahr beizubehalten. 
Daher ist es angebracht, für das Wirtschaftsjahr 


1970/1971 die monatlichen Zuschläge, die mit diesen 
Preisen eng verbunden sind, auf dem Niveau des 
vorangcgangenen Wirtschaftsjahres beizubehalten - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1970/1971 wird der Betrag 
der in Artikel 9 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
vorgesehenen und ab 1. Januar 1971 anwendbaren 
monatlichen Zuschläge auf 0,62 Rechnungseinheiten 
je 100 kg festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

b Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 
2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 143 
vom 1 . Juli 1970, S. 1 


Geschehen zu Luxemburg, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


Begründung 

Der Rat hat für das Wirtschaftsjahr 1970/1971 be- 
schlossen, die Preise für die unter eine gemeinsame 
Marktordnung fallenden Agrarerzeugnisse sowie 
die übrigen Bestandteile der Preisregelungen auf 
dem Niveau des vorangegangenen Wirtschaftsjahres 
beizubehalten. 

Aufgrund dieses Beschlusses besteht kein Anlaß, 
den Betrag der monatlichen Zuschläge, bei denen es 
sich um einen Bestandteil der Preisregelungen auf 
diesem Sektor handelt, für das Wirtschaftsjahr 
1970/71 zu ändern. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung des Schwellenpreises für Olivenöl für das 
Wirtschaftsjahr 1970/1971 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966, über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 1 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1253/70 2 ), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung Nr. 
136/66/EWG ist für Olivenöl jährlich der Schwellen- 
preis für das folgende Wirtschaftsjahr festzusetzen. 

Für das Wirtschaftsjahr 1970/1971 hat der Rat 
beschlossen, die Richtpreise und den Interventions- 
preis für Olivenöl in gleicher Höhe wie im voran- 
gegangenen Wirtschaftsjahr beizubehalten. Es ist 
daher angebracht, auch den Schwellenpreis für das 


Wirtschaftsjahr 1970/1971 auf dem Niveau des vor- 
angegangenen Wirtschaftsjahres beizubehalten - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1970/1971 wird der Schwel- 
lenpreis für Olivenöl auf 70,70 Rechnungseinheiten 
je 100 Kilogramm festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. November 1970 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


! ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 1. Juli 1970, S. 1 


Geschehen zu Luxemburg, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


Begründung 


Der Rat hat für das Wirtschaftsjahr 1970/1971 be- 
schlossen, die Preise der landwirtschaftlichen Er- 
zeugnisse, die unter eine gemeinsame Marktorgani- 
sation fallen, auf dem Niveau des vergangenen 
Wirtschaftsjahres beizubehalten. Daher ist es auch 
angebracht, den Schwellenpreis für Olivenöl auf der 
gleichen Höhe wie im Wirtschaftsjahr 1969/1970 
festzusetzen. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2132/69 über die 

Beihilfe für Olivenöl 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 1 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1253/70 2 ), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 2, 
auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Verordnung (EWG) Nr. 2132/69 des Rates 
vom 28. Oktober 1969 über die Beihilfe für Oliven- 
öl 3 ) sind die Grundsätze festgelegt worden, nach 
denen den Olivenölerzeugern die in Artikel 10 der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG erwähnte Beihilfe für 
das Wirtschaftsjahr 1969/1970 gewährt wird. Die in 
diesem Wirtschaftsjahr gesammelten Erfahrungen 
reichen nicht aus, um die Ergebnisse der Anwendung 
zu beurteilen. 

Es empfiehlt sich daher, diese Grundsätze vor- 
behaltlich bestimmter Änderungen nur für das 
Wirtschaftsjahr 1970/1971 zu verlängern. 

Die Begrenzung der Zahl der Beihilfeanträge und 
der Zeitpunkt ihrer Einreichung hängen von tech- 
nischen und insbesondere regionalen Faktoren ab. 
Es empfiehlt sich, die Festsetzung den Mitglied- 
staaten zu überlassen. 

Von den Erzeugern sollte keine neue Anbaumel- 
dung verlangt werden, es sei denn, daß die früher 
eingereichte Meldung nicht mehr den gegenwärtigen 
Betriebsverhältnissen entspricht. 

Infolge der technischen Aspekte der Kontrolle und 
der Ermittlung des Ausbeuterichtsätze könnte es 
vorteilhaft sein, zu diesen Arbeiten die zuständigen 
Berufskreise hinzuzuziehen. - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2132/69 
werden die Worte „Wirtschaftsjahr 1969/1970" durch i 
die Worte „Wirtschaftsjahr 1970/1971" ersetzt. 

i 

Artikel 2 

Artikel 2 Absätze 2 und 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2132/69 werden durch folgenden Absatz 2 er- 
setzt: i 


„2. Die Erzeugermitgliedstaaten setzen nach fest- 
zulegenden Kriterien die Zahl der Beihilfean- 
träge, die von jedem Beteiligten eingereicht 
werden können, und die Frist für die Einrei- 
chung der Anträge fest." 

Artikel 3 

Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 2132/69 wird 
durch folgenden Unterabsatz ergänzt: 

„Die im Wirtschaftsjahr 1969/1970 eingereichte An- 
baumeldung gilt für das Wirtschaftsjahr 1970/1971, 
es sei denn, daß der Betrieb des Erzeugers Ände- 
rungen erfahren hat, durch die sich die Möglich- 
keiten der Oliven- und Olerzeugung des betreffen- 
den Betriebs spürbar ändern können." 

Artikel 4 

Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
2132/69 erhält folgende Fassung: 

„Die Ausbeuterichtsätze für Oliven und für öl wer- 
den von den zu diesem Zweck durch die Erzeuger- 
mitgliedstaaten bezeichneten Stellen festgesetzt." 

Artikel 5 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2132/69 wird durch 
folgenden Artikel 7 a ergänzt: 

„ Ar t i k e 1 7a" 

Zu den Arbeiten der für die Ermittlung der Aus- 
beuterichtsätze im Sinne von Artikel 6 Absatz 2 
bezeichneten Stellen sowie zu den Kontrollen im 
Sinne von Artikel 7 können die Vertreter der zu- 
ständigen Berufsgruppen hinzugezogen werden. 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 1. Juli 1970, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 272 
vom 30. Oktober 1969, S. 1 


Geschehen zu Brüssel, am 
Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


1. Aufgrund der in den drei ersten Wirtschafts- 
jahren der gemeinsamen Marktorganisation für 
Olivenöl gemachten Erfahrungen war es dem 
Rat mit der Verordnung EWG Nr. 2132/69 mög- 
lich, ein gemeinsames Kontrollsystem für den 
Anspruch auf Beihilfe für Olivenöl zu errichten, 
das mit dem Wirtschaftsjahr 1969/1970 Anwen- 
dung fand. 

Diese Verordnung vom 28. Oktober 1969 machte 
es notwendig, daß einerseits die Kommission die 
Durchführungsbestimmungen erläßt (Verordnung 
EWG Nr. 2309/69 vom 21. November 1969), und 
andererseits die Erzeugermitgliedstaaten die in 
Kraft befindlichen Verwaltungsbestimmungen an 
die Neuerungen anzupassen, die sich aus dem 
durch den Rat errichteten System ergaben. 

Aufgrund der notwendigen Zeitspanne für das 
Inkraftsetzen dieser Bestimmungen, sowie ge- 
wisser bei der Anwendung aufgetretener Schwie- 
rigkeiten, ist es noch nicht möglich, die Ergebnisse 
dieses durch den Rat errichteten Systems voll 
zu beurteilen. 

Es wird daher vorgeschlagen, diese System vor- 
behaltlich gewisser Änderungen, die nicht die 
Grundprinzipien berühren, für das Wirtschafts- 
jahr 1970/1971 zu verlängern. 

2. Die vorgeschlagenen Änderungen betreffen 

- den Übertrag gewisser Durchführungsbestim- 
mungen von Bestimmungen, die sich aus regio- 
nal bedingten technischen Faktoren ergeben; 

- die Abschaffung der Verpflichtung, eine An- 
bauerklärung vorzulegen, falls die für das 
Wirtschaftsjahr 1969/1970 vorgelegte Erklä- 
rung noch konform ist; 

- neben den den nationalen Verwaltungen zu- 
fallenden Aufgaben für die die Mithilfe von 
technischen Fachkräften auf dem Gebiet des 
Olivenanbaus und der Ölerzeugung von Vor- 
teil ist, die Einführung genau zu erlassender 
Vorschriften der Vereinigung der Vertreter 
zuständigen Berufssparten. 
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